
3. Gesamtdeutsche Tagung 
der Vereinigung Demokratischer Juristen Deutschlands

Die Delegiertenkonferenz, nach den einstimmig an­
genommenen Statuten das höchste Organ der Vereini­
gung Demokratischer Juristen Deutschlands, führte am
17. März 1951 in Berlin eine bedeutungsvolle Arbeits­
tagung durch. Es galt, die Realisierung der Beschlüsse 
der Gesamtdeutschen Juristenkonferenz vom Dezember
1950 zu sichern, die organisatorischen Grundlagen der 
Vereinigung zu festigen, die Entwicklung zur Massen­
organisation zu ermöglichen und ihre Mitwirkung im 
Kampfe um die Einheit Deutschlands und die Erhaltung 
des Friedens zu aktivieren. Erfreulich war die große Be­
teiligung westdeutscher Juristen, denen nach den Be­
grüßungsworten des Vorsitzenden, Minister der Justiz 
Max F e c h n e r ,  besonders herzliche Ovationen von 
allen Delegierten entgegengebracht wurden. Ihre Zahl 
wäre noch größer gewesen, wenn nicht einigen Dele­
gierten unter Bruch der Bonner Verfassungsbestimmun­
gen und unter Vorwegnahme der neuen, erst ab 1. April
1951 geltenden Zwangsbestimmungen zur Verhinderung 
deutscher Gespräche die ihnen zustehenden Pässe ver­
weigert worden wären.

Im Mittelpunkt der Konferenz stand der Vortrag von 
Professor Dr. K r ö g e r ,  Deutsche Verwaltungsakade­
mie „Walter Ulbricht“, über das Thema: „ D e r  v ö l ­
k e r r e c h t s w i d r i g e  C h a r a k t e r d e r  a n g l o -  
a m e r i k a n i s c h e n  P o l i t i k “ .  Seine grundlegen­
den, den besonderen Aufgaben demokratischer Juristen 
im Friedenskampf dienenden Ausführungen werden 
auf einstimmigen Wunsch der Delegierten aUen Mit­
gliedern der Vereinigung zugänglich gemacht werden. 
Im Rahmen dieses Berichtes sei nur folgende zusam­
menfassende Darstellung gegeben:

Ausgehend von dem notwendigen Hinweis darauf, 
daß der Beitrag der Juristen im Friedenskampf nur ein 
Hilfsbeitrag sein, die entscheidende Aktion zur Ret­
tung des Friedens aber von der geschlossenen Kraft und 
dem Einsatz des Willens aller friedliebenden arbeiten­
den Menschen einschließlich der Juristen als aufrechte 
Demokraten getragen werden könne, bejahte K r ö g e r  
als Voraussetzung der These von dem völkerrechts­
widrigen Charakter der anglo-amerikanischen Politik 
die Existenz eines allgemein bindenden Völkerrechts. 
Er wies darauf hin, daß das Bestehen eines Völker­
rechts zwar keineswegs unbestritten sei, daß im Gegen­
teil die theoretischen Apologeten der Kriegsbrandstifter 
diese selbst und ihre Diplomaten das Fortbestehen be­
wußt verneinten und einen gefährlichen Skeptizismus, 
einen Nihilismus förderten, der objektiv der Kriegsvor- 
bereitung diene, da er zu der Konsequenz führe, daß 
im internationalen Leben alles er'aubt sei. daß die Prin­
zipien der staatlichen Souveränität, der Nichtinterven­
tion u. a. keine Geltung hätten.

Er legte dar, daß das Völkerrecht, als die Gesamtheit 
der Rechtsnormen, d:e die spezifischen politischen, öko­
nomischen und sonstigen Beziehungen zwischen Staaten 
regeln. Recht sei, d. h. ein Teil jenes gesellschaftlichen 
Überbaus, der durch vom Staat gesetzte oder sanktio­
nierte Normen gebildet werde; deshalb sei es seinem 
Inhalt nach klassenbedingt und spiele im Sinne der 
wissenschaftlichen Analyse Stalins eine aktive Rolle 
gegenüber den gesellschaftlichen Verhältnissen. Ebenso 
wie die in der Epoche des Kapitalismus entwickelten 
Rechtsprinzipien der Souveränität der Staaten, der 
Nichteinmischung, der Freiheit der Meere usw. der 
Festigung der ökonomischen Basis des Kapitalismus 
dienten, sei es Aufgabe der heute zwischen den sozia­
listischen Staaten geltenden Völkerrechtsffrundsätze, 
z. B. der Grundsätze der Souveränität der Vö'ker oder 
der gegenseitigen Hilfe und Zusammenarbeit, die sozia­
listischen Produktionsverhältnisse zu festigen und zu 
entwickeln. %

Auf die Tatsache des Bestehens zweier verschiedener 
ökonomischer Systeme in der Welt eingehend, erklärte 
Kröger, daß diese Tatsache das Bestehen völkerrecht­
licher Regeln für die Beziehungen zwischen den zu den 
verschiedenen Systemen gehörenden Staaten keines­
wegs ausschließe. Er verwies darauf, daß Lenin und 
Stalin wiederholt die Möglichkeit des friedlichen Neben­
einanderbestehens kapitalistischer und sozialistischer 
Staaten bejaht hätten und daß auch die Völker sich in

der Zwischenzeit darüber klar geworden seien, daß die 
Zusammenarbeit beider Systeme notwendig sei und 
ihren Bedürfnissen entspreche. Das Wachsen und Er­
starken der Weltfriedensbewegung zeige, daß die Völ­
ker immer mehr die Worte Stalins verstehen und befol­
gen, daß der Frieden erhalten und gefestigt werden 
kann, wenn die Völker die Erhaltung des Friedens in 
ihre Hände nehmen und ihn bis zum äußersten ver­
teidigen.

Kröger konnte darauf verweisen, daß die Realität 
eines der Erhaltung und Sicherung des Friedens die­
nenden Völkerrechts durch die geschichtliche Entwick­
lung der letzten Jahre bewiesen worden sei. Er er­
innerte daran, daß die imperialistischen Regierungen 
der USA, Englands und Frankreichs aus der Notwen­
digkeit der Situation und unter dem Druck ihrer Völker 
solche Abkommen wie die von Teheran, Jalta und Pots­
dam, das Statut des Nürnberger Gerichtshofes und die 
Charta der UN unterschrieben und in der Anti-Hitler­
koalition einen antifaschistischen Befreiungskrieg ge­
führt haben, obwohl sie selbst ihren rein imperialisti­
schen Zielen nicht entsagten. Weiterhin konnte der 
Referent darauf verweisen, daß durch die Entwicklung 
der internationalen Lage für die VöTker selbst die Mög­
lichkeit entstanden ist, in einer breiten, organisierten 
Massenbewegung neues Völkerrecht zu schaffen, das 
auch die imperialistischen Staaten zwingt, ihm Rech­
nung zu tragen. Als Beweis für diese These konnte er 
auf die Forderungen des Weltfriedensrates und die Ge­
setze zum Schutze des Friedens verweisen, bei denen 
es sich um neue Völkerrecht1 iche Normen handelt, die 
nicht mehr übersehen werden können.

Mit Recht wies Kröger aber auch darauf hin, daß es 
darauf ankomme, auch die demokratischen Rechtstradi­
tionen des überkommenen Völkerrechts zu übernehmen 
und mit neuem Inhalt zu erfüllen, um sie ebenfalls für 
den auch mit den Mitteln des Völkerrechts zu führenden 
Kampf um die Erhaltung und Sicherung des Friedens 
auszunutzen.

Nachdem Kröger damit das Bestehen eines Völker­
rechts nachgewiesen hatte, zeigte er an einer Reihe von 
Beispielen auf, daß die anglo-amerikanische Politik sich 
seit 1945 in immer eindeutiger und offener werdender 
Weise von allen Grundsätzen des Völkerrechts entfernt 
hat. Er legte dar. daß beispielsweise das Souveränitäts­
und Gleichberechtigungsprinzip nicht nur in der Praxis 
mißachtet, sondern bereits in der Theorie der Ideologen 
des Imperialismus geleugnet wird, obwohl es von den 
imperialistischen Staaten in der Charta der UN und in 
anderen völkerrechtlichen Abkommen anerkannt wor­
den ist und sowohl der gegebenen gesellschaftlichen 
Situation des Nebeneinanderbestehens verschiedener 
ökonomischer Systeme, wie auch dem vielfach bekunde­
ten Willen der Völker in - allen Ländern entspricht. 
Trotzdem habe der USA-Imperialismus durch die Ver­
wirklichung der Trumandoktrin, durch seine totale 
Diplomatie, durch den Abschluß des Nordatlantikpaktes, 
durch den Marshall-Plan, durch die Intervention in 
China und die Aggression in Korea, nicht zuletzt durch 
die Politik der Hohen Kommissare in Westdeutschland 
bewiesen, daß er diese Prinzipien des Völkerrechts in 
brutaler Weise verneint.

Kröger konnte weiterhin am Beispiel Korea und an 
dem Beschluß der UN, China zum Aggressor zu erklä­
ren, dartun, wie die anglo-amerikanischen Imperialisten 
die völkerrechtlichen Prinzipien des Interventions- und 
Aggressionsverbotes verletzen. Die Abkehr vom Pots­
damer Abkommen und die der Kriegsvorbereitung die­
nenden Hetze gegen die Oder-Neiße-Grenze sind, wie 
der Referent darlegte, ein nicht zu leugnender Beweis 
dafür, daß die imperialistischen Kriegstreiber nicht ein­
mal mehr den fundamentalen Grundsatz jedes Völker­
rechts „pacta sunt servanda“ anerkennen.

Die Schlußfolgerung, zu der Kröger in seinem Refe­
rat kam, war, daß der Drang der Imperialisten nach 
Herrschaft so stark und ihre Situation so verzweifelt 
geworden ist, daß sie, ganz ebenso, wie sie im Innern 
der Staaten zu den Mitteln des Terrors gegen alle demo­
kratischen Kräfte greifen, für die internationalen Be­
ziehungen der Völker untereinander zur offenen Ge-
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